
Bahnausbau in der Region: 
Liechtenstein wird abgehängt 
Investition Während in der 
Ostschweiz und in Vorarlberg 
Millionen in den Ausbau 
des Bahnverkehrs investiert 
werden, herrscht in Liechten-
stein Stillstand. Das S-Bahn-
Projekt FL–A–CH liegt seit 
Jahren auf Eis. 

VON DORIS QUADERER 

Mehr als 20 000 Pendler strömen an 
Werktagen ins Land, die Strassen 
stossen schon jetzt an die Kapazitäts-
grenzen, spätestens, wenn irgendwo 
auf einer Hauptachse ein Unfall pas-
siert, geht grossflächig nichts mehr 
voran. Wenn sich die Arbeitsplatz-
zahlen weiter so entwickeln, wie in 
den Jahren 2006 bis 2016, werden 
wir im Jahr 2030 mehr als 26 000 Zu-
pendler haben, die ohne zusätzliche 
Massnahmen wohl grösstenteils mit 
dem Auto zur Arbeit fahren werden. 
Vorarlberg und St. Gallen haben das 
Problem der Pendlerströme erkannt 
und investieren Millionen in den Aus-
bau der Bahninfrastruktur. In der 
Schweiz hat diese Woche Verkehrs-
ministerin Doris Leuthard 300 Milli-
onen Franken anstatt 160 Millionen 
für die Bahninfrastruktur in Aussicht 
gestellt. Vorarlberg kann schon erste 
Erfolge vom Bahnausbau vermelden: 
Innert 10 Jahren hat sich die Fahr-
gastzahl verdoppelt. 
Liechtenstein steht bei der Planung 
auf dem Abstellgleis – seit Jahren 
herrscht Stillstand. Im Jahr 2015 wur-
de das S-Bahn-Projekt FL–A–CH sis-
tiert, weil es Unstimmigkeiten wegen 
des Finanzierungsschlüssels mit Ös-
terreich gab. Wie Verkehrsminister 
Daniel Risch im Rahmen einer Klei-
nen Anfrage im März-Landtag aus-
führte, könne derzeit nicht vorausge-
sagt werden, zu welchem Zeitpunkt 
und in welcher Form ein weiterer Aus-

bau des Schienenverkehrs oder die 
Realisierung der S-Bahn FL–A–CH er-
folgen könne. Aus diesem Grund wür-
den auch keine weiteren Investitionen 
in die Infrastruktur getätigt, weil die-
se möglicherweise bereits nach kur-
zer Zeit als überholt und als verloren 
eingestuft werden müssten. 

Bahnausbau «unausweichlich»

«Das Warten auf Wien ist ein grosser 
Fehler», findet Daniel Oehry, FBP-
Fraktionssprecher und Zuständiger 
für das Mobilitätsmanagement der 
Hilti AG. Stattdessen sollte Liechten-
stein das Heft wieder selbst in die 
Hand nehmen, findet er. Bereits mit 
neuen Signalanlagen liesse sich die 
Frequenz des Regionalverkehrs zwi-
schen Feldkirch und Buchs erhöhen. 
«Wir müssen anfangen, in Optionen 

zu denken und uns nicht starr am S-
Bahn-Projekt FL–A–CH festklam-
mern», sagt Oehry.
Für Oehry ist auch klar, warum es im 
Verkehrsministerium harzt. «Das 
Thema S-Bahn ist nicht sexy. Bei den 
Stimmbürgern punkten kann man 
damit nicht», so Oehry. Dennoch hält 
er diese Investition in die Zukunft für 
dringend notwendig. Wenn es gelin-
gen würde, einen Grossteil der Pend-
ler zum Umsteigen zu bewegen, wür-
de das nicht nur die Strassen für die 
Einheimischen entlasten, sondern 
auch dem Transportgewerbe helfen, 
ihre Aufträge zielgerecht zu erfüllen. 
Ins selbe Horn stiess auch der kürz-
lich in Rente gegangene LIEmobil-
Chef Ulrich Feisst. In seinem Ab-
schiedsinterview sagte er gegenüber 
dem «Volksblatt»: «Der Ausbau der S-

Bahn ist für mich ein unausweichli-
cher Schritt. Wir müssen die Leute 
per Bahn ins Land bringen. Das wür-
de die Hauptverkehrsachsen stark 
entlasten. Wenn die Passagiere in 
Schaan, Nendeln oder Schaanwald 
sind, dann ist die Feinverteilung bei-
spielsweise in die Industriegebiete 
viel einfacher.» 

Radwegnetz ausbauen

Aber nicht nur die Bahn hat Potenzial, 
sondern auch ins Fahrradnetz sollte 
mehr investiert werden: «Rund 60 
Prozent der Pendler wohnen im Um-
kreis von wenigen Kilometern und 
könnten gut zur Arbeit radeln», weiss 
Daniel Oehry. Allerdings sei Radfah-
ren nur dann attraktiv, wenn man 
nicht dauernd gefährlichen Situatio-
nen ausgesetzt sei.   Interview Seite 7

In Liechtenstein stehen nicht nur die Autos im Stau – auch die S-Bahn kommt nicht voran. (Foto: Michael Zanghellini
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Richtplan angepasst Neuer 
Windpark im St. Galler Rheintal
ST. GALLEN Die St. Galler Regierung 
schickt den revidierten Richtplan in 
die Vernehmlassung. Dieser sieht 
neu zwei Standorte für Windparks 
im Rheintal und im Toggenburg vor. 
Ausserdem sollen zusätzliche Depo-
nien für Aushubmaterial geschaffen 
werden. Der geplante Windpark-
Standort Rheinau erstreckt sich 
über die Gemeinden Sargans, Mels 
und Vilters-Wangs. Dort sollen in 
Etappen bis zu sechs Windräder auf-
gestellt werden, wie der Kanton am 
Freitag mitteilte. Der Windpark Kri-
nau im Gemeindegebiet von Wattwil 
und Mosnang ist für drei Windräder 
ausgelegt. Mit der Aufnahme von 
Windenergie-Standorten in den 
Richtplan will die Regierung die Be-
schlüsse des Bundes zum Ausstieg 
aus der Atomenergie unterstützen, 
wie es heisst. «Die Stromerzeugung 
aus erneuerbarer Energie soll mit 

Nachdruck und konkreten Massnah-
men erhöht werden.»

Bauzonen anpassen

Anpassungen sieht der Richtplan bei 
den Bauzonen vor, die die Gemeinden 
in den nächsten 25 Jahren benötigen. 
Aktualisierte Berechnungen ergaben, 
dass die Bauzonen in Sennwald und 
Wattwil nicht mehr zu gross sind. Die 
beiden Gemeinden müssen sie daher 
nicht verkleinern. Umgekehrt wird in 
Diepoldsau das Siedlungsgebiet für 
Arbeitsnutzungen erweitert, damit ei-
ne Gemüserüsthalle gebaut werden 
kann. Und in Sevelen will der Kanton 
die Voraussetzungen für ein Unter-
werk der St. Gallisch-Appenzellischen 
Kraftwerke (SAK) schaffen. Weiter 
sieht der Richtplan neue Deponie-
standorte für sauberes Aushubmateri-
al in Altstätten/Rüthi, Gossau/Ober-
büren und Mels vor.  (sda)

Fussball

Erstligisten brauchen 
dringend Punkte
ESCHEN/BALZERS Der Abstiegskampf 
in der 1. Liga geht in die nächste 
Runde. Der USV empfängt Wettswil-
Bonstetten, der FC Balzers muss bei 
Red Star antreten.  Seite 16

Inland Pro Einwohner wur-
den 2016 9926 Franken aus-
gegeben – dabei wurden 
auch die Ausgaben der pri-
vaten Haushalte mitgerech-
net. Die Gesundheitsversor-
gungsstatistik zeigt aber 
noch mehr. Seite 3

Sport Beim Tennis-Club Va-
duz hat Robin Hemmerle das 
Präsidentenamt von Pit Brüh-
wiler übernommen. Seite 20

Hintergrund Fast 100 Jahre 
nach dem Ende des Ersten 
Weltkriegs sieht sich der 
West-Balkan mit einer fehl 
gelaufenen Friedensregelung 
konfrontiert. Europas unru-
higste Region steckt in ei-
nem unvollständigen Über-
gang fest. Seite 24

Zitate des Tages

«Alles, was ich weiss, ist, 
dass ich kein ‹Marxist› bin!»

«Was könnte die kapitalis-
tische Produktionsweise 

besser charakterisieren als 
die Notwendigkeit, ihr (...) 
von Staats wegen die ein-
fachsten Reinlichkeits- und 
Gesundheitsvorrichtungen 

aufzuherrschen?»
KARL MARX

(5. MAI 1818 – 14. MÄRZ 1883)

DER DEUTSCHE  PHILOSOPH UND
ÖKONOM GILT ALS WICHTIGSTER
THEORETIKER DES SOZIALISMUS.
HEUTE VOR 200 JAHREN WURDE
ER GEBOREN. SEITEN 12 UND 14
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ANZEIGE

OPCW in Duma

Russland meldet 
Ende der Inspektion 
MOSKAU Die Inspektoren der Organi-
sation für das Verbot von Chemie-
waffen (OPCW) haben nach russi-
schen Angaben ihre Untersuchung 
des mutmasslichen Giftgasangriffs 
in der syrischen Stadt Duma been-
det. Die Experten hätten ihre Arbeit 
vor Ort abgeschlossen, zitierten rus-
sische Nachrichtenagenturen den 
Sprecher des russischen Verteidi-
gungsministeriums. Die internatio-
nalen Chemiewaffenexperten waren 
am 14. April nach Damaskus geflo-
gen, konnten aber erst mit einwöchi-
ger Verzögerung nach Duma reisen 
und mit ihren Untersuchungen be-
ginnen. Dort nahmen sie Proben 
und suchten nach weiteren Belegen 
für den mutmasslichen Giftgasein-
satz vom 7. April, bei dem Dutzende 
Menschen getötet worden sein sol-
len.  (sda/reu)

Primarschule Nendeln

Offizielle Einweihung 
der neuen Turnhalle
Heute wird die neue Turnhal-
le bei der Primarschule Nen-
deln unter Einladung der Öf-
fentlichkeit feierlich eröffnet 
und eingeweiht. Beginn ist 
um 10 Uhr.
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Daniel Oehry: «Wir müssen jetzt handeln, 
damit es später nicht zum Kollaps kommt» 
Interview Von 2006 bis 2016 hat sich die Zahl der Zupendler von rund 15 000 auf  mehr als 20 000 erhöht und die Zahl wächst rasant weiter. Doch nicht nur die 
Autos stehen im Stau, sondern auch die Verkehrspolitik kommt nicht voran. Dabei wäre es dringed Zeit zu handeln, fi ndet FBP-Fraktionssprecher Daniel Oehry.     

VON DORIS QUADERER

«Volksblatt»: Im März-Landtag ha-
ben Sie anlässlich der Aktuellen 
Stunde gesagt: «Bahntechnisch sind 
wir auf dem Abstellgleis, quasi in ei-
ner Warteschleife. Hier zuzuwarten, 
bis andere die Probleme angehen, 
ist fahrlässig, zumal wir wissen, 
dass die Pendlerströme im Jahr 
2030 nicht mehr zu bewältigen sein 
werden.» Worauf stützen Sie diese 
Aussage? 
Daniel Oehry: Hochrechnungen zei-
gen, wie sich die Arbeitsplatzzahlen 
entwickeln werden. In der Realität 
haben wir die Hochrechnungen 
meistens noch übertroffen. So hat-
ten wir beispielsweise im Jahr 2016 
noch rund 37 500 Beschäftigte, im 
Jahr 2017 waren es bereits 38 800, 
das sind 1300 Arbeitsplätze mehr, 
die zum grössten Teil mit Pendlern 
besetzt wurden. Dazu muss man 
noch bedenken, wie lange Vorlauf-
zeit Verkehrsprojekte brauchen, 
dann sieht man rasch, dass jetzt 
dringend gehandelt werden muss, 
damit wir künftig keinen Kollaps ha-
ben werden. 

Schaans Vorsteher Daniel Hilti hat 
kürzlich gegenüber dem «Volks-
blatt» gesagt, dass man für den Bau 
einer neuen Strasse 25 bis 30 Jahre 
rechnen muss. 
Ja, auch andere Projekte brauchen 
Zeit. Wenn man beispielsweise den 
Bahnhof Haag wieder aktivieren 
will, reden wir von einer Vorlaufzeit 
von 10 Jahren. Wir müssen uns jetzt 
fragen, wie viele Pendler haben wir 
im Jahr 2030 und wo müssen wir 
ausbauen, damit wir diese Pendler-
ströme dann bewältigen können. Es 
wird nicht reichen, das Strassennetz 
zu erweitern oder punktuell zu ver-
bessern, wie es in 
den letzten Jahren 
geschehen ist. Sol-
che Massnahmen 
verschieben die 
Staupunkte ein-
fach. Wenn man 
also den Kreisel in Bendern ausbaut, 
dann staut es dann halt weiter auf 
der Brücke oder es staut hinein bis 
in die Autobahn. Die Schweizer Au-
tobahn ist ja derzeit unser Hauptver-
teiler, aber auch da stossen wir an 
die Kapazitätsgrenzen. Wir brau-
chen Alternativen. Je mehr man sich 
mit der Thematik beschäftigt, desto 
klarer sieht man, dass wir zusätzlich 
die Bahn, Busse und ein attraktives 
Fahrradwegnetz brauchen. 

Wenn wir grad bei den Fahrradwe-
gen einhaken. In Kürze wird mit dem 
Bau einer Langsamverkehrsbrücke 
in Vaduz begonnen, auch sonst steht 
das Oberland punkto Radwege nicht 
schlecht da. Im Unterland hingegen 
gibt es keine geeignete Rheinbrücke 
für Fahrradfahrer und auch keinen 
sinnvollen Radweg zwischen Nen-
deln und Schaan oder zwischen 
Eschen und Bendern. Warum das? 
Die Schwachstellen im Radwegnetz 
wurden mit dem Agglomerations-
programm sehr gut analysiert und 
sie werden sukzessive abgearbeitet. 
Man ist dran, aber es geht sehr lang-
sam vorwärts, weil immer wieder Ei-
gentumsverhältnisse von Privaten 
oder der Gemeinde ins Spiel kom-
men. Da braucht es dann wieder 
Verhandlungen, Gemeinderatsbe-
schlüsse und so weiter. Zum Beispiel 
Nendeln – Schaan: Würde man dort 
einen Radweg entlang der Bahnlinie 
führen, käme man durch ein Natur-
schutzgebiet. Der Zug darf zwar dort 
durchfahren, für Fussgänger und 
Fahrradfahrer gilt aber ein Betre-
tungsverbot. Dies führt zu einer 
Pattsituation zwischen Mobilität 
und Naturschutz. Ein Blick auf die 
Zahlen zeigt jedoch klar, dass das 
Fahrrad grosses Potenzial hätte: 
Schliesslich wohnen rund 60 Pro-

zent der Pendler im Umkreis von we-
nigen Kilometern und könnten gut 
zur Arbeit radeln. 

Bei der Bahn geht es nicht nur lang-
sam vorwärts, sondern gar nicht 
mehr. Seit Österreich nicht mehr die 

Hälfte an das 100 
Millionen-Projekt 
FL-A-CH zahlen 
will, liegt es auf 
Eis. Macht es Sinn, 
hier zu warten, 
bis man eine Eini-

gung mit Österreich gefunden hat 
oder müsste Liechtenstein hier das 
Heft selbst in die Hand nehmen?
Wir müssen uns ganz klar fragen, 
wie bringen wir künftig die 20 000 
und mehr Pendler in unser Land. 
Wenn die Politik dann zum Schluss 
kommt, dass es eine Bahn braucht, 
dann müssen wir diese Haltung ge-
genüber dem Volk auch klar vertre-
ten und die Fakten dazu liefern. 
Wenn wir die Region Basel als Ver-
gleich heranziehen: Diese zahlt Geld 
nach Deutschland und nach Frank-
reich, um den öffentlichen Verkehr 
zu optimieren, weil die Stadt sonst 
im Verkehr erstickt. Wir sind noch 
nicht auf dem Level, aber das Prob-
lem wächst von Jahr zu Jahr. Jetzt zu 
warten, bis Wien uns hilft, ist mei-
ner Meinung der falsche Ansatz. Zu-
erst müssen wir wissen, was wir 
wollen. Und dann können wir auch 
in Wien gezielter auftreten. Wer die 
Berichterstattung in den Medien 
verfolgt, konnte am Mittwoch im 
«Volksblatt» lesen, dass die Bundes-
rätin Doris Leuthard wieder weitere 
Investitionen für den Ausbau des ÖV 
in Aussicht gestellt hat. Vorarlberg 
hat Ende 2017 gleichlautende Ent-
scheide gefällt. 

Wenn uns Wien aber nicht unter-
stützt und das Land für den Bahnaus-
bau die vollen 100 Millionen zahlen 
müsste, dann wäre es noch schwieri-
ger, das Volk von dem Vorhaben zu 
überzeugen. Schliesslich war der 
Rückhalt für das Projekt in der Bevöl-
kerung eher bescheiden. Ginge der 
Bahnausbau auch günstiger? 
Wenn der Kanton St. Gallen und Vor-
arlberg mehrere 100 Millionen in 
den Bahnausbau investieren, dann 
wissen sie, warum sie das machen. 
Es ist ihnen bewusst, dass sie ohne 

Bahn die Pendlerströme nicht be-
wältigen können. Und die Zahlen ge-
ben ihnen recht: In Vorarlberg hat 
sich die Zahl der Bahnfahrgäste in 
den letzten zehn Jahren verdoppelt. 
Wenn das Angebot attraktiv ist, wird 
es angenommen. Wer behauptet, bei 
uns fahre sowieso niemand mit dem 
Zug, den lade ich gerne mal morgens 
zur Haltestelle Forst/Hilti ein, da 
sieht man, dass das Angebot bereits 
jetzt gut genutzt wird. 
Ob der Ausbau der Bahn wirklich 
100 Millionen kosten muss oder ob 
es auch möglich wäre, die Linie 
günstiger zu optimieren, darüber 
kann man natürlich diskutieren. In 
den 100 Millionen waren ja neben 
dem Gleisausbau (Doppelspur von 
Feldkirch bis Nendeln) auch der Aus-
bau der Bahnhofareale, Über- und 
Unterführungen sowie technische 
Anlagen enthalten. Aber wenn wir 
eine vernünftige Lösung wollen, 
dann wird das sicher einiges kosten. 
Aber auch kleine Verbesserungen 
könnten vorerst helfen: So könnte die 
Signaltechnik am Bahnhof Schaan 
auf den neusten Stand gebracht wer-
den. Jetzt ist es so, dass ein Zug, der 
in Buchs losfährt, erst als angekom-
men gemeldet wird, wenn er in Nen-
deln ankommt. In dieser Zeit darf 
kein anderer Zug das Gleis nutzen. 
Mit neuerer Technik könnte ein Regi-
onalzug kurz nach dem Railjet los-
fahren. Das ist derzeit nicht möglich, 
darum kann auch die Frequenz der 
Regionalzüge ohne Gleisausbau nicht 
beliebig gesteigert werden. 

Es gibt ja auch Stimmen, die sagen, 
dass man Unternehmen wie die Hilti 
stärker ins Boot holen sollte. Sprich, 
die Unternehmen brauchen Arbeits-
kräfte – dann sollen sie auch die Inf-
rastruktur finanzieren, damit diese 
ins Land kommen können. 
Der Gedanke ist natürlich nahelie-
gend. Aber die Antwort ist auch rela-
tiv klar: Die Un-
ternehmen zahlen 
Steuern und gera-
de in den Jahren, 
in denen sie gute 
Ergebnisse schrei-
ben, zahlen sie ei-
nen sehr beträchtlichen Anteil. Da 
dürfen sie im Gegenzug erwarten, 
dass die Verkehrsinfrastruktur 
stimmt.

Früher gab es Werkbusse, die die 
Unternehmen selbst finanziert ha-
ben. Der DU-Abgeordnete Herbert 
Elkuch bringt diese immer wieder 
ins Spiel. Seiner Meinung nach wür-
de die Wiedereinführung der Werk-
busse das Problem entschärfen. 
Dieses Rad lässt sich nicht zurück-
drehen. Die Hilti AG hat beispiels-
weise kaum noch eine Produktion 
mit Schichtarbeitskräften. Es ist 
nicht mehr so, dass die Leute von 7 
Uhr bis 16 Uhr arbeiten und dann ist 
Feierabend. Solche Arbeitszeiten 
wieder einführen zu wollen, wäre 
realitätsfern. Die Werkbusse wurden 
ja deshalb abgeschafft, weil sie von 
den Arbeitneh-
mern nicht mehr 
genutzt wurden. 
Wenn Werkbusse 
mit zwei, drei 
Leuten durch die 
Gegend fahren, 
dann hilft das kaum, das Verkehrs-
problem zu lösen. 

Die Arbeitszeiten sind heute flexibel 
und man will daher auch kommen und 
gehen können, wann es einem am 
besten passt. Da ist natürlich das Auto 
die attraktivste Wahl. Wie wollen Sie 
die Leute zum Umsteigen bewegen? 
Die Alternativen müssen möglichst 
bequem und f lexibel sein. Wenn der 
Bus ebenfalls im Stau steht und man 
deswegen seine Termine verpasst 
oder man mit dem Fahrrad dauernd 
gefährlichen Situationen ausgesetzt 
ist, weil es keine geeigneten Fahr-
radwege gibt, ist die Lust, umzustei-
gen, relativ gering. Damit das Um-
steigen attraktiv ist, muss die Infra-
struktur passen. Da sind uns andere 
Länder weit voraus. 
Aber auch die Firmen können mit be-
trieblichem Mobilitätsmanagement 
viel erreichen. Da ist es aber meiner 
Meinung der falsche Ansatz, einfach 
hohe Parkgebühren zu verlangen. 

Wenn ich als Ar-
beitnehmer eine 
Jahreskarte im 
Parkhaus meiner 
Firma kaufe, dann 
werde ich so oft 
als möglich mit 

dem Auto zur Arbeit kommen. Das 
ist ähnlich wie mit einer Saisonkarte 
im Malbun, da will ich am Ende der 
Saison auch sagen können, ich bin 

40 Mal gewesen, es hat rentiert. 
Wenn ich den Leuten aber einen Bo-
nus von 500 Franken verspreche 
und jeden Tag, an dem sie mit dem 
Auto kommen, eine Summe davon 
abziehe, dann hat man es selbst in 
der Hand, ob am Ende des Jahres 
noch etwas von dem Bonus übrig 
bleibt. Das steigert den Anreiz, mög-
lichst oft das Fahrrad oder den Bus 
zu benutzen. 

Vielleicht gibt es aber in 20 Jahren 
selbstfahrende Autos, die dann den 
Strassenraum optimaler nutzen. 
Vielleicht löst sich das Problem ja 
selbst, wenn man lange genug war-

tet, wie es Infra-
strukturminister 
Daniel Risch mal 
angedeutet hat.  
Ein selbstfahren-
des Auto ist ein 
Auto. Ein Auto 

braucht Platz. Auch wenn die selbst-
fahrenden Autos den Strassenraum 
optimaler nutzen werden, wird es 
Engpässe geben, wenn 20 000 Pend-
ler damit unterwegs sind. Klar, gibt 
es sicher ein gewisses Potenzial, 
aber ich glaube dennoch, dass es 
auch dann noch eine Bahn und ein 
Fahrradnetz brauchen wird. Das 
Verkehrsproblem lässt sich nicht lö-
sen. Die Leute werden immer ir-
gendwie von A nach B kommen müs-
sen. Aber es kann gelingen, die 
Pendlerströme besser zu verteilen. 
Es wird sich in ein paar Jahren rä-
chen, wenn wir weiter nichts tun 
und die Zeit verstreichen lassen. 

Was konkret erwarten Sie vom Ver-
kehrsministerium? 
Potential der Bahn erkennen und 
Taten folgen lassen. 

Haben Sie ein konkretes Beispiel, 
damit Taten nicht nur als Worthülse 
stehen bleibt?
Realisierbarkeit der Tieferlegung 
des Bahnhofes Schaan prüfen. Die 
Verbindung zum Busbahnhof bliebe 
erhalten, keine Bahnübergänge be-
deuten weniger Stau für Schaan. Ein 
neuer Bahnsteig ermöglicht den Halt 
des Railjets und zusätzliche Regio-
nalzüge würden zwischen Buchs 
und Schaan fahren. Und all dies 
könnten wir auch ohne Wien ent-
scheiden.

Für Daniel Oehry, 
FBP-Fraktions-
sprecher und 
Zuständiger für 
das Mobilitäts-
management 
bei der Firma 
Hilti, ist klar: 
Auch Liechten-
stein muss in 
den Bahnaus-
bau investieren.  
(Foto: Michael Zang-
hellini)

«Es wird nicht reichen, 
das Strassennetz zu 

erweitern oder punktuell 
zu verbessern.»

«In Vorarlberg hat sich 
die Zahl der Bahnfahrgäste 

in den letzten zehn 
Jahren verdoppelt.»

«Damit Umsteigen attraktiv 
ist, muss die Infrastruktur 

passen. Da sind uns andere 
Länder weit voraus.»




